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Abstract
Dieser Beitrag zeigt, daß sich die Begründungsmuster für den außenpolitischen Multilateralismus der Bundesrepublik Deutschland in den 1990er Jahren verändert haben. Während in der bestehenden Forschung die These vorherrscht, daß das deutsche Festhalten an multilateraler Einbindung über die Vereinigung hinweg ein starkes Indiz für Kontinuität der deutschen Außenpolitik ist, betone ich, daß dieser Multilateralismus sich zu wandeln begonnen hat, indem er von den außenpolitischen Entscheidungsträgern zunehmend anders charakterisiert und begründet wird. Ende der 1980er Jahre wurden bundesdeutsche Alleingänge oder Sonderwege vor allem mit dem Verweis auf internationale Interdependenz, auf universelle Werte und Normen und auf die Lehren aus der deutschen Geschichte abgelehnt. Diese Begründungsmuster sind im außenpolitischen Diskurs weiterhin präsent, verlieren in den 1990er Jahren aber an Bedeutung gegenüber der These, daß die multilaterale Einbindung Deutschland Einflußmöglichkeiten in der internationalen Politik verschaffe. Im vorliegenden Beitrag wird diese Diskursverschiebung mit Hilfe von Methoden der qualitativen Inhaltsanalyse am Beispiel von außenpolitischen Reden von Vertretern der Bundesregierung aufgezeigt. Dabei wird deutlich, daß sie sich vor allem über die Umdeutung zentraler Begriffe wie  "verantwortung" und die verstärkte Verwendung neuer Begriffe wie "Interesse" vollzieht. Der Beitrag zeigt, daß die in den letzten Jahren dominierenden, vom Konstruktivismus beeinflußten Arbeiten zur deutschen Außenpolitik zu kurz greifen, wenn sie das deutsche Festhalten am außenpolitischen Multilateralismus als Beleg für Kontinuität in der deutschen Außenpolitik werten, weil sie den schrittweisen Wandel dieses Multilateralismus selbst übersehen. Zugleich zeigt er aber auch, daß gerade eine konstruktivistische Perspektive, die einerseits die handlungsleitende Funktion von Ideen und andererseits die soziale Konstruktion und Veränderbarkeit von Ideen in diskursiven Prozessen betont, gut geeignet ist, solch schrittweisen Wandel zu erkennen und zu verstehen.
1. 
Einleitung: Multilateralismus und die Frage von Kontinuität und Wandel in der deutschen Außenpolitik

Wenn die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland charakterisiert wird, fehlt nur selten der Begriff des Multilateralismus. Das Bestreben, außenpolitische Ziele nach Möglichkeit in einem multilateralen Rahmen zu verfolgen, gilt als eines der zentralen Merkmale deutscher Außenpolitik, gemeinsam mit der Westbindung, der Zurückhaltung beim Einsatz militärischer Mittel und einer handelsstaatlichen Orientierung. Die in den letzten Jahren erschienenen Studien zur deutschen Außenpolitik haben klar gezeigt, daß auch das vereinte Deutschland, entgegen den Erwartungen des Realismus (vgl. Mearsheimer 1990: 6; Waltz 1993)  in einem hohen Maße an diesem Multilateralismus festgehalten hat. Dies gilt in bezug auf seine Bereitschaft zur Einbindung in die NATO und andere europäische Sicherheitsinstitutionen
, in bezug auf die deutsche Europapolitik
, aber auch in bezug auf Deutschlands Außenpolitik auf globaler Ebene
.

Bei der Erklärung dieses deutschen Festhaltens am Multilateralismus haben sich vom Konstruktivismus beeinflußte Analysen, die auf Deutschlands europäisierte Identität oder auf seine in fünf Jahrzehnten bundesrepublikanischer Außenpolitik gewachsene politische Kultur verweisen, als besonders fruchtbar erwiesen.
 Dies will ich in der vorliegenden Untersuchung nicht in Frage stellen. Allerdings vertrete ich die These, daß die bisherigen Studien insofern zu kurz greifen, als sie eine wesentliche Dimension der Entwicklung des außenpolitischen Multilateralismus Deutschlands nach der Vereinigung übersehen. Deutschland hat zwar an seiner Präferenz für die Einbindung in multilaterale Institutionen festgehalten, der deutsche Multilateralismus selbst ist dabei jedoch in manchen Aspekten ein anderer geworden.

Ich möchte in diesem Beitrag einen Ausschnitt des deutschen Elitendiskurses über Multilateralismus mit Methoden der qualitativen Inhaltsanalyse untersuchen und dabei zwei Dinge zeigen. Erstens: Der deutsche Multilateralismus hat sich im Laufe des letzten Jahrzehnts spürbar verändert. Deutschlands Einbindung in multilaterale Institutionen wird im außenpolitischen Diskurs verstärkt mit den Einflußmöglichkeiten begründet, die sich für Deutschland dabei ergeben. Andere Begründungsmuster, wie der Verweis auf universelle Normen und Werte, auf internationale Interdependenz und auf die Notwendigkeit von Vertrauensbildung angesichts der deutschen Geschichte sind weiterhin präsent, verlieren demgegenüber aber relativ an Bedeutung. Zweitens möchte ich zeigen, daß diese Diskursverschiebung unter dem Deckmantel der Kontinuitätsrhetorik stattfindet. An den Begriffen des (Eigen-)Interesses und der Verantwortung, die beide von zentraler Bedeutung im Multilateralismus-Diskurs im vereinten Deutschland sind, werde ich illustrieren, wie eingeführte Begriffe mit neuer Bedeutung gefüllt und wie sprachliche "Innovationen" anschlußfähig an den bisherigen Diskurs gehalten werden.

Ein diskursanalytischer Fokus ist sehr gut geeignet, um Veränderungen wie diese aufzuspüren und verständlich zu machen. Ich werde argumentieren, daß in solchen Diskursverschiebungen keineswegs nur die Veränderung bloßer Rhetorik zu sehen ist. Vielmehr werden in Diskursen Selbst- und Weltbilder, also Identitäten reproduziert und dabei möglicherweise auch verändert. Diese Identitäten wiederum prägen wesentlich das außenpolitische Handeln auch über die rhetorische Ebene hinaus. Diskurse beeinflussen somit den Möglichkeitsraum des Handelns, auch wenn es kaum möglich ist (und hier auch nicht angestrebt wird), Erklärungsmodelle und Verhaltensprognosen auf der Basis von Diskursanalysen zu formulieren.

Der Beitrag beruht auf der Auswertung von außenpolitischen Reden von Vertretern der Bundesregierung. Dazu habe ich Reden, die im vom Bundespresseamt herausgegebenen Bulletin veröffentlicht wurden, auf Aussagen über außenpolitischen Multilateralismus im allgemeinen und Deutschlands Einbindung in multilaterale Institutionen im besonderen hin untersucht. Ich vergleiche Reden der Jahre 1988 und 1989 mit Reden der beiden Jahre eine Dekade später (1998 und 1999), um einen Vergleich des Diskurses vor der Vereinigung mit dem Diskurs nach der Vereinigung zu ermöglichen.

Bevor wir zur Auswertung dieser Reden kommen, sind zunächst einige konzeptionelle Vorbemerkungen notwendig. Im folgenden Kapitel 2 werde ich deshalb zunächst auf den Begriff des Multilateralismus und auf den Forschungsstand zum Multilateralismus in der detuschen Außenpolitik eingehen. Darauf werde ich erläutern, warum und in welcher Weise Diskursanalyse hilfreich ist, um ideellen Wandel wie im Falle des deutschen Multilateralismus zu entdecken und zu verstehen. Am Ende von Kapitel 2 stelle ich die von mir verwendete Methode der qualitativen Inhaltsanalyse vor. Kapitel 3 bildet mit der Auswertung der Reden den Schwerpunkt des Beitrages. Am Ende fasse ich die Ergebnisse zusammen und formuliere Schlußfolgerungen, die sich daraus für die deutsche Außenpolitik und für die konstruktivistische Außenpolitikanalyse ergeben.

2. 
Theoretischer und methodischer Rahmen der Untersuchung
2.1. 
Der Begriff des Multilateralismus und der Forschungsstand zur deutschen Außenpolitik
Der Begriff des Multilateralismus wird in der Literatur entweder verwendet, um eine Form der Beziehung zwischen den Staaten in den internationalen Beziehungen oder, um wie in diesem Beitrag ein Charakteristikum einzelstaatlicher Außenpolitik zu bezeichnen. Unabhängig von dieser Unterscheidung gibt es verschiedene Begriffsverständnisse. Robert Keohane definiert Multilateralismus als "...the practice of coordinating national policies in groups of three or more states" (Keohane 1990: 731). Damit wird der Multilateralismus implizit sowohl vom Bilateralismus (als einer Praxis der Koordination von Politik jeweils in der Beziehung zwischen zwei Staaten) als auch vom Unilateralismus (als einer Praxis, die auf explizite Koordination von Außenpolitik mit anderen Staaten bewußt verzichtet) abgegrenzt. John Gerard Ruggie hält dagegen nicht die Zahl der beteiligten Parteien, sondern die Art der Beziehungen zwischen ihnen für das Entscheidende (vgl. dazu Diebold 1988). Multilateralismus basiert für ihn auf allgemeinen Verhaltensprinzipien, die verhindern sollen, daß der stärkere Partner den oder die schwächeren ausnutzt, so wie dies beim Bilateralismus häufig der Fall sei (Ruggie 1993b: 6-11; ähnlich Brenner 1995: 9 und Czempiel 1999: 238-39).

Ich werde diesem Begriffsverständnis von Multilateralismus als einer grundsätzlich prinzipienorientierten Form von Interaktion aus zwei Gründen nicht folgen. Erstens ist es nicht das in der Literatur vorherrschende. Bereits in dem von Ruggie herausgegebenen Band über Multilateralismus selbst (Ruggie 1993a) wird ein rationalistischer Erklärungsansatz für Multilateralismus formuliert (Martin 1993) oder zumindest das individualistische Paradigma, das von nutzenorientiertem Handeln ausgeht, als ein möglicher analytischer Zugriff bei der Untersuchung von Multilateralismus bezeichnet (Caporaso 1993). In den Arbeiten über die deutsche Außenpolitik wird Multilateralismus vor allem von Unilateralismus unterschieden, etwa wenn auf die deutsche Bereitschaft zur Einbindung in internationale Institutionen und die Abneigung gegen Alleingänge und Sonderwege hingewiesen wird. Auch hier steht der quanatitative gegenüber dem qualitativen Aspekt im Vordergrund. Zweitens wäre es im Rahmen meiner Studie wenig sinnvoll, den Bezug auf Prinzipien als ein Definitionsmerkmal von Multilateralismus anzusehen. Mir geht es darum, ob und wie sich der deutsche Multilateralismus verändert hat. Dabei sollte ein instrumentelles Verständnis der Einbindung in internationale Institutionen nicht von vornherein per definitionem von der Betrachtung ausgeschlossen werden.

Dies bedeutet jedoch nicht, daß jede Beziehung zwischen mehreren Akteuren in den internationalen Beziehungen als multilateral bezeichnet werden könnte. James Caporaso verweist darauf, daß damit stets eine Form von Kooperation impliziert wird. So werde zum Beispiel niemand den Hobbesschen Zustand des Krieges aller gegen alle als multilateral ansehen (Caporaso 1993: 53-54). Außerdem trifft Caporaso die hilfreiche semantische Unterscheidung zwischen "multilateral" als Eigenschaft einer Tätigkeit, einer Interaktion oder einer Organisation und "Multilateralismus" als einem ideellen Konzept, das dem Verhalten oder der Interaktion zugrundeliegt (ebd.). Mit multilateraler (deutscher) Außenpolitik ist daher im folgenden eine außenpolitische Kooperation (Deutschlands) mit anderen Partnern innerhalb eines institutionellen Rahmens gemeint. Dies schließt auch bilaterale Kooperation mit ein, sofern sie in einen institutionalisierten multilateralen Rahmen eingebettet ist (z.B. deutsch-französische Initiativen innerhalb der EU). "multilateralismus" und "multilateralistisch" sollen verwendet werden, wenn von einer Konzeption oder Absicht, die mit multilateraler Außenpolitik verfolgt wird, die Rede ist. Welcher Art diese Konzeption oder Absicht im einzelnen ist, ist damit nicht nicht ausgesagt.

In der Literatur wird der deutsche Multilateralismus mit unterschiedlichen Absichten verbunden. Am häufigsten wird er mit Konzepten wie der nationalen Identität, der politischen Kultur oder der sozialen Rolle erklärt, die im Rahmen konstruktivistischer Theoriebildung in den Internationalen Beziehungen auch in der Außenpolitikanalyse immer mehr Verbreitung gefunden haben. Diese Konzepte ähneln sich, da es sich jeweils um Eigenschaften von Kollektiven handelt, die auf einer breiten gesellschaftlichen Grundlage stehen und durch Sozialisationsprozesse reproduziert und stabilisiert werden (vgl. Boekle/Rittberger/Wagner 2001: 86-87). So verweisen einige Autor(inn)en auf die im Laufe von Jahrzehnten gewachsene europäisierte Identität Deutschlands, mit der eine Abkehr von der Politik der Einbindung in die europäischen und euro-atlantischen Institutionen kaum in Einklang zu bringen wäre (Banchoff 1999a; 1999b; Goetz 1996; Hampton 1999; Katzenstein 1997; Risse 1999). John Duffield und Thomas Berger betonen, daß sich nach dem Desaster der Nazi-Herrschaft in Deutschland eine politische Kultur des Antimilitarismus gebildet habe, die für eine tiefe Aversion gegen unilaterales Handeln sorgt (Berger 1998: 186-188; Duffield 1998; 1999).
 Hanns Maull und seine Trierer Kolleg(inn)en schließlich betonen, daß Deutschland gemäß seiner Rolle als Zivilmacht die multilaterale Verregelung von Außenpolitik präferiere (Harnisch 2001; Harnisch/Maull 2001; Kirste 1998; Kirste/Maull 1998; Maull 1990; 1992).

Andere Erklärungen oder Interpretationen des deutschen Multilateralismus sind demgegenüber weniger prominent geblieben. Die rationalistische Institutionentheorie, die darauf verweisen könnte, daß Deutschland als Exportnation mit vielen Außengrenzen stark von internationaler Interdependenz betroffen ist und deshalb von multilateraler Kooperation besonders profitiert, ist bislang kaum systematisch für die Analyse der Außenpolitik des vereinten Deutschland fruchtbar gemacht worden. Sowohl aus politökonomischer (Berndt 1997) als auch aus neorealistischer Sicht (vgl. Baumann/Rittberger/Wagner 1999) Sicht wird darauf verwiesen, daß die multilaterale Kooperation mit seinen Partnern es Deutschland erleichtert, seine nationalen Interessen gegenüber diesen Partnern (, die zugleich auch ökonomische Konkurrenten sind) zu vertreten und sich Einfluß in multilateralen Foren zu sichern. Andrei Markovits und Simon Reich (1997) haben schließlich noch auf ein spezifisch deutsches Eigeninteresse am Multilateralismus verwiesen: Da Deutschland auch heute, lange nach den beiden Weltkriegen, noch immer einem zumindest latenten Mißtrauen seiner Freunde und Partner begegne, sei die außenpolitsche Selbstbindung so etwas wie eine vertrauensbildende Maßnahme, die deutschen Handlungsspielraum nicht verringere, sondern vergrößere.

Wir können in der Literatur also unterschiedliche Interpretationen des deutschen Multilateralismus ausmachen, die man in verkürzender Form so bezeichnen könnte: Multilateralismus als kulturell bedingter und kaum hinterfragter Habit; Multilateralismus als Strategie der Einflußsicherung; und Multilateralismus als vertrauensbildende Maßnahme. In ihnen stecken drei unterschiedliche Arten der Begründung multilateraler Einbindung Deutschlands. Sie dienen als Ausgangspunkt für die empirische Analyse der Regierungsreden. Dabei geht es nicht darum, drei konkurrierende Theorien zu testen. Die drei Begründungsmuster mögen zwar auf konkurrierenden theoretischen Überlegungen basieren, in der politischen Praxis bestehen sie aber nebeneinander und sind dabei aus Sicht der Redner miteinander kompatibel.

2.2. 
Elitendiskurse und der Wandel von Ideen
In der vom Konstruktivismus geprägten Forschung wird überzeugend argumentiert, daß die deutsche Außenpolitik wesentlich von einem ideellen Bezugsrahmen geprägt wird, der in der gewachsenen politischen Kultur oder in Deutschlands europäisierter nationaler Identität liegt. Meine These ist, daß sie dabei allerdings die Kontinuität dieses Bezugsrahmens überschätzt und infolgedessen auch Veränderungen in der deutschen Außenpolitik übersieht. Die konstruktivistische Perspektive bietet sich jedoch dazu an, inkrementalen Wandel aufzuspüren und zu analysieren. Bei Kultur oder Identität handelt es sich um immaterielle, ideelle Strukturen, die einerseits Akteurshandeln prägen, andererseits aber auch stets durch Akteurshandeln reproduziert werden. Dabei können sie über Zeit verändert werden. Diese Reproduktion verläuft zu einem erheblichen Teil über Kommunikation, vollzieht sich also in diskursiven Prozessen. Ich werde im folgenden Abschnitt zunächst erläutern, was ich unter einem Diskurs verstehe, um danach den Zusammenhang von Diskurs und Außenpolitik zu diskutieren. Dabei wird deutlich werden, welchen Nutzen die Analyse von Elitendiskursen für das Verständnis ideellen Wandels verspricht.

Diskursanalyse hat in den letzten Jahren in den Internationalen Beziehungen viel Aufmerksamkeit erfahren. Der Begriff des Diskurses ist dabei allerdings vielschichtig und häufig unklar geblieben. Dies ist freilich kein Spezifikum der Internationalen Beziehungen. Elisa Vass fand in einer Untersuchung von Bedeutungen des Begriffes in verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen acht unterschiedliche Bedeutungen (zit. Titscher et al. 1998: 44). Diese umfassen eher anspruchslose Bedeutungen wie "Rede, Gespräch, Erörterung" und "Reihe von Aussagen oder Äußerungen". Sie umfassen "Sprache als etwas Praktiziertes, gesprochene Sprache" oder gar "Sprache als Totalphänomen, das Sprachuniversum". Sie umfassen aber auch anspruchsvollere philosphische Begriffsverständnisse wie bei Habermas oder Foucault. Für Jürgen Habermas ist mit Diskurs das Infragestellen von Gültigkeitskriterien  in der Diskussion gemeint. Ziel des Diskurses ist es, unter den Teilnehmer(innen) der Diskussion Konsens herzustellen. Im Sinne von Michel Foucault schließlich, der die Diskursanalyse in vielen Disziplinen wesentlich beeinflußt hat
, ist Diskurs eine "regelgeleitete Praxis, die eine Kette oder ein zusammenhängendes System von Aussgagen (=Wissensformen) hervorbringt" (zit. Titscher et al. 1998: 44). Bei Analysen im Foucaultschen Diskursverständnis spielt das Ziel eine große Rolle, unterdrückte Diskurse, die vom herrschenden Diskurs ausgegrenzt und deren Geltungsansprüche unterminiert werden, ausfindig zu machen. Jonathan Bach nennt dieses Unterdrücken abweichender Positionen die hegemonische Funktion (Bach 1999: 50-52).

Ich möchte hingegen mit einem weniger voraussetzungsreichen Verständnis des Begriffes operieren. Unter dem deutschen Multilateralismus-Diskurs sollen die Aussagen verstanden werden, die sich auf die Frage der multilateralen Kooperation und Einbindung der Bundesrepublik Deutschland in den internationalen Beziehungen beziehen. Dies schließt nicht aus, daß es in diesem Diskurs Aussagenstränge gibt, die eine hegemonische Funktion ausüben sollen oder gar tatsächlich ausüben, aber eine solche Annahme ist nicht zwangsläufig und steht auch nicht im Zentrum meiner Untersuchung. Wichtig sind jedoch zwei Punkte.

Erstens halte ich für wesentlich, daß in Diskursen durch Verwendung und Verknüpfung bestimmter Begriffe Bedeutung produziert wird. Die Analyse von Diskursen ist daher nicht die Untersuchung bloßer Rede, der eine (viel wichtigere) Untersuchung tatsächlichen Handelns gegenüberzustellen wäre. Da Handlungen in einem sozialen Kontext stattfinden und Kommunikation umfassen, mit sprachlicher Kommunikation als zwar nicht einzigem aber doch wesentlichem Bestandteil, ist die kategoriale Unterscheidung von Rede und Handlung irreführend. Auch Diskurs ist Handlung. Dies schließt nicht aus, daß es nicht auch Formen außenpolitischen Verhaltens gibt, die über die sprachliche Ebene hinausführen. Sehr viele außenpolitische Handlungen bestehen jedoch teilweise oder gar überwiegend aus Sprechakten (vgl. Searle 1969).

Der zweite Punkt, den ich betonen möchte, schließt sich daran an. Danach muß bei einer diskursanalytischen Betrachtung immer der Kontext der analysierten Texte berücksichtigt werden. Die Produktion von Bedeutung im Diskurs ist gerade deshalb wichtig, weil sie  über die analysierten Texte hinaus Wirkung entfalten kann. Diskurs ist also Text im Kontext (Teun van Dijk, zit. Titscher et al 1998: 44). Dies bedeutet in meinem Fall, daß die analysierten außenpolitischen Reden nicht als isoliert von der Entwicklung deutscher Außenpolitik zu betrachten sind, die wiederum eingebettet ist in internationale Kontexte. Die Reden stellen vielmehr einen Teil dieser Entwicklung dar, mit beiderseitigen Wechselwirkungen. Man könnte dies den Makrokontext des Diskurses nennen. Daneben ist jedoch auch stets der Mikrokontext jeder Rede zu berücksichtigen, also die Stellung und Funktion des Redners, der Rahmen, in dem die Rede erfolgt und das Publikum, an das sie sich primär wendet. Dies muß bei der Interpretation der Aussagen mitbedacht werden. Wenn beispielsweise der Bundesverteidigungsminister vor dem Nordatlantikrat die Bedeutung der Atlantischen Allianz für die deutsche Außenpolitik hervorhebt und die deutsche Einbindung in die EU nur an nachgeordneter Stelle erwähnt, so ist dies ein schwächeres Indiz für eine deutsche Bevorzugung transatlantischer gegenüber europäischer Einbindung als wenn der Bundeskanzler oder der Bundesaußenminister dies in einer außenpolitischen Grundsatzrede vor dem Bundestag betont.

Wie hängen nun Diskurs und Außenpolitik zusammen? Aus dem bisher Gesagten ergibt sich, daß  außenpolitischer Diskurs und außenpolitisches Verhalten nicht immer klar zu trennen sind. Wenn außenpolitischer Diskurs ein Teil von Außenpolitik sein kann, wäre es problematisch, ihn als unabhängige Variable anzusehen, mit der die Merkmalsausprägungen einer abhängigen Variablen "Außenpolitik" erklärt werden sollen. Eine solche Erklärung zu formulieren, ist aber auch nicht das Ziel dieser  Abhandlung. Es geht darum, Veränderungen der deutschen Außenpolitk, die sich auf der Ebene des Diskurses ausfindig machen lassen, aufzuzeigen und zu beschreiben. Damit verbindet sich dennoch der Anspruch, auch über die Diskursebene hinaus wichtige Aussagen über die deutsche Außenpolitik zu treffen.

Aus konstruktivistischer Sicht vollzieht sich in diskursiven oder kommunikativen Prozessen die Reproduktion, aber auch die Veränderung von Welt- und Selbstbildern, d.h. Identitäten. Solche Identitäten wiederum sind wesentlich bei der Formulierung außenpolitischer Interessen und der Wahrnehmung sowohl der Welt als auch der eigenen Rolle in ihr. Insofern prägt der außenpolitische Diskurs letztlich das außenpolitische Verhalten auch über die diskursive Ebene hinaus. Neue Begründungsmuster oder die Verschiebung der Gewichtung verschiedener Begründungsmuster in einem Diskurs bedeuten daher zwar nicht, daß sich nun sofort ein radikaler Wandel der Politik vollziehen wird. Sie bedeuten aber, daß unter Umständen ein neuer Möglichkeitsraum des Handelns geschaffen wird, beispielsweise, indem Handlungsoptionen, die vielleicht "objektiv" schon immer bestanden, nun als solche wahrgenommen und bezeichnet werden. Die Analyse der Entwicklung außenpolitischer Diskurse bietet ein Sensorium dafür, wie sich dieser Möglichkeitsraum außenpolitischen Handelns entwickelt. Sie ist deshalb sehr gut geeignet, Veränderungstendenzen aufzuspüren, die sich der Beobachterin oder dem Beobachter sonst nicht einfach erschließen.

Dabei muß bedacht werden, daß wie erwähnt zwischen außenpolitischem Diskurs und Außenpolitik keine einfachen und klaren Ursache-Wirkungsbeziehungen skizziert werden können. Dies gilt auch über die Tatsache, daß sich im Diskurs bereits eine Form von Verhalten widerspiegelt, hinaus. Selbst wenn man, wofür ich plädiere, die postmoderne Radikalisierung ablehnt, wonach es letztlich kein Sein, keine Realität außerhalb des Textes beziehungsweise des Diskurses gibt, kann Verhalten im Diskurs und Verhalten jenseits des Diskurses nicht einfach in Ursache und Wirkung aufgeteilt werden. Sinnvoller ist es, von einer Wechselwirkung auszugehen: Der Diskurs prägt Identitäten und beeinflußt damit auch das Verhalten jenseits der Diskursebene. Zugleich wirkt dieses Verhalten und die Interaktion mit anderen Akteuren aber wieder auf den Diskurs (und auf die Identitäten) zurück. Diskursanalyse mag daher von begrenztem Wert sein, wenn es darum geht, klar strukturierte Erklärungsmodelle zu formulieren. Da in diesem Falle darum geht, Anzeichen für einen Prozeß des politischen Wandels aufzuzeigen und diesen besser verständlich zu machen, ist ein diskursanalytischer Fokus von großem Nutzen.

2.3. 
Qualitative Inhaltsanalyse und die Auswahl der Texte
Im Rahmen dieser diskursanalytischen Untersuchung bediene ich mich der qualitativen Inhaltsanalyse. Diese Methode ist besonders gut geeignet, wenn ein Korpus von Texten auf eine möglichst systematische, dem jeweiligen Bedeutungsgehalt des jeweiligen Textes jedoch gerecht werdende Weise analysiert und interpretiert werden sollen. Diese Vorgehensweise ist zwischen quantitativen Methoden der Inhaltsanalyse einerseits und idiographisch-hermeneutischen Methoden des Verstehens andererseits einzuordnen. Dies gilt sowohl für die Suche nach Regelmäßigkeiten als auch für die dabei verwendeten Kategoriensysteme.

Bei der quantitativen Inhaltsanalyse werden Texte nach einem bestimmten Schema kodiert, um so nach Regelmäßigkeiten zu suchen. Die Kodierung ist syntaktischer Art: es werden bestimmte Zeichenfolgen im Text (z.B. bestimmte Wörter) gesucht, und es wird eine aus Zahlen bestehende Matrix erstellt, die die Häufigkeiten des Vorkommens dieser Zeichenfolgen (Variablen) in den einzelnen Texten (Fällen) beinhaltet. Auf der Basis dieser Zahlenmatrix können dann mit statistischen Verfahren Verteilungen und Zusammenhänge ermittelt und überprüft werden, während die Ursprungstexte nicht mehr verwendet werden. Die Untersuchung ist vorstrukturiert, d.h. es muß festgelegt sein, wie die Texte kodiert werden sollen, bevor die Matrix erstellt wird.

Bei hermeneutisch-idiographischen Verfahren der Inhaltsanalyse ist das Ziel nicht das Auffinden von Regelmäßigkeiten, sondern das Verstehen des Einzelfalles. Wichtig sind dabei, nicht von außen an die Texte Kategoriensysteme heranzutragen, sondern die Sinnzusammenhänge zu erschließen, indem die Forscherin oder der Forscher sich in die Rolle der Sprecher(innen) hineinversetzt. Die Herangehensweise ist daher eher offen.

Bei der qualitativen Inhaltsanalyse wird insofern hermeneutisch gearbeitet, als die Bildung und Zuschreibung von Codes als hermeneutischer Vorgang angesehen wird, mit dem "wirklichkeit" geordnet und mit Bedeutung versehen wird. Es geht jedoch nicht um das Verstehen des Einzelfalles, sondern wie bei quantitativen Methoden darum, Zusammenhänge und Regelmäßigkeiten zu suchen. Dafür werden Kodierungen vorgenommen, die Kodierung ist jedoch nicht syntaktischer, sondern semantischer Art. Textsegmenten, die eine Sinneinheit ergeben, werden Codes zugeordnet. Im weiteren Verlauf kann mit diesen Codes gearbeitet werden, es kann und sollte aber immer auch auf die Originaltexte zurückgegriffen werden, zum Beispiel, um den Zusammenhang, in dem eine Aussage steht, zu überprüfen und zu berücksichtigen. Da es als unmöglich angesehen wird, ohne Hintergrundwissen an das zu analysierende Material heranzutreten, sollte dieses expliziert werden. So ist es sinnvoll, auf Basis der Vorkenntnisse möglichst klar zu spezifizieren, wonach man sucht; zugleich ist es aber immer möglich, im Verlauf der Untersuchung das eigene Kategoriensystem im Lichte der Texte zu ergänzen oder zu verändern. Ein solches Vorgehen mag problematisch sein, wenn es darum geht, ausformulierte Theorien empirisch zu überprüfen, aber es ist angemessen, wenn man versucht, bisher vernachlässigte Phänomene aufzuzeigen.

Philip Mayring, von dem eines der Standardwerke der qualitativen Inhaltsanalyse stammt, unterscheidet drei Grundformen des Interpretierens von Texten: Strukturierung, Zusammenfassung und Explikation (Mayring 2000: 56-99). Während die Zusammenfassung (Verdichtung des Materials auf das Wesentliche, um es überschaubarer zu machen) und die Explikation (Erläuterung von Textstellen mit Hilfe weiteren Materials) für die Zweke meiner Untersuchung weniger bedeutsam sind, kommt der Strukturierung ein wichtiger Stellenwert zu. Dabei werden mit Hilfe von Abstraktionen und der Einordnung des Materials in Kategorien und Kategoriensysteme die Strukturen und Regelmäßigkeiten im Textmaterial herausgearbeitet. Es handelt sich um die systematische Anwendung eines Verfahrens, das nicht nur in der Wissenschaft eine große Rolle spielt. Alfred Schütz hält die Bildung von Typen und die Einordnung der auf uns einströmenden Informationen in solche Typologien für eine Basistechnik, um sich im Alltag zurechtzufinden (zit. Kuckartz 1999: 31).

Im Rahmen dieser Untersuchung arbeite ich mit einem sehr einfachen Kategoriensystem. Ich unterscheide die drei Begründungsmuster für Deutschlands multilaterale Einbindung in internationale Institutionen, die aus dem Stand der Forschung gewonnen werden konnten: Habit, Einflußsicherung, Vertrauensbildung. Durch die Kodierung von Textpassagen aus den ausgewählten Reden mit Hilfe dieses einfachen Kategoriensystems kann untersucht werden, wie häufig bestimmte Begründungen sind, welche zu bestimmten Zeitpunkten neu in den Diskurs eingeführt werden und welche im Untersuchungszeitraum an Bedeutung gewinnen oder verlieren.

Im Laufe dieser Einordnung von Textpassagen wird auch deutlich, welche Begriffe wiederholt verwendet werden und für das jeweils transportierte Verständnis von Multilateralismus zentral sind. Solche Begriffe können als Schlüsselbegriffe bezeichnet werden. Im deutschen Multilateralismusdiskurs sind dies, wie wir sehen werden, vor allem der Begriff der Verantwortung und der des Interesses. Da die Art der Verwendung solcher Schlüsselbegriffe die Entwicklung des Diskurses wesentlich prägt, wird ihnen in der Analyse besondere Aufmerksamkeit geschenkt.

Bevor wir zur empirischen Auswertung kommen, sei noch kurz die Textauswahl erläutert. Mit den außenpolitischen Reden von Vertretern der Bundesregierung, die im Bulletin abgedruckt werden, wird so etwas wie der Regierungsdiskurs untersucht. Gegenüber einer anderen Textauswahl (etwa Parlamentsdebatten, Zeitungskommentare, Parteiprogramme oder das politikwissenschaftliche Schrifttum selbst) hat dies den Vorteil, daß von einer sehr engen Verknüpfung von Diskurs und Außenpolitik ausgegangen werden kann. Da das Ziel ist, Tendenzen des außenpolitischen Wandels aufzuzeigen und nicht, einen bereits festgestellten Wandel mit Hilfe des außenpolitischen Diskurses zu erklären, ist dies kein Nach-, sondern ein Vorteil. Außerdem liegt mit dem Bulletin eine zuverlässige und leicht zugängliche Datenquelle vor, die alle von der Bundesregierung selbst als wichtig erachteten Reden enthält. Die hier abgedruckten Reden können daher als autoritativ gelten. Dem Vorwurf einer beliebigen Textauswahl, die möglicherweise die Hypothesen des Autors begünstigt, kann ich durch dieses Vorgehen entgehen.

Die Auswahl der Reden erfolgte in einem mehrstufigen Prozeß. Um einen Vergleich der "alten" Bundesrepublik mit dem vereinten Deutschland zu ermöglichen und die Datenmenge im Rahmen dieses Aufsatzes zugleich handhabbar zu halten, habe ich zunächst jeweils zwei Jahrgänge ausgewählt: die beiden Jahrgänge vor der Vereinigung, 1988 und 1989, und die beiden Jahrgänge eine Dekade später, 1998 und 1999. Damit finden sich in der Periode nach der Vereinigung sowohl Reden von Vertretern der Regierung Kohl als auch von denen der Regierung Schröder. Dann wurden alle Reden ausgewählt, bei denen ein außenpolitischer Bezug vermutet werden konnte. Darunter fanden sich letzlich 25 Reden aus den Jahren vor und 22 Reden aus den Jahren nach der Vereinigung, die Textpassagen enthalten, die sich mit multilateraler Kooperation befassen oder eine wertende Aussage über internationale Institutionen enthielten. Diese Reden bilden den Datensatz der Untersuchung; ihre einschlägigen Textpassagen wurden markiert, kodiert und verglichen. 

3. 
Ergebnissse der empirischen Auswertung
3.1. 
Begründungsmuster für Multilateralismus im außenpolitischen Diskurs
Die erste These, die ich zu Beginn dieses Beitrages formuliert habe, lautet, daß die Einbindung Deutschlands in multilaterale Institutionen in Deutschland zunehmend anders begründet wird, als dies zu Zeiten der "alten" Bundesrepublik der Fall war. Bevor wir uns solchen Veränderungen zuwenden, muß zunächst gezeigt werden, wie sich die genannten Begründungsmuster in den Reden wiederfinden. Dies soll in diesem Teilkapitel geschehen.

Eine wichtige Vorbemerkung ist, daß Deutschlands multilaterale Einbettung von allen Rednern niemals negativ bewertet wird. Die Begriffe "multilateral" und "Multilateralismus" werden dabei häufig gar nicht verwendet. Wiederholt finden sich Passagen, die die Ablehnung von Alleingängen oder Sonderwegen ausdrücken. Um nur zwei typische Beispiele zu nennen: "... daß Sonderwege nicht in eine europäische Zukunft, sondern wirklich und buchstäblich in die Irre führen" (Schröder, Bulletin 83/1999: 786). "Die Zugehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland zur Gemeinschaft der europäischen Demokratien ist die Absage an nationale Alleingänge" (Genscher, Bulletin 124/1988: 1133). Ein implizites Bekenntnis zum Multilateralismus wird auch deutlich, wenn "Kooperation, Integration, Dialog und Vertrauensbildung" als außen- und sicherheitspolitische Leitlinien bezeichnet werden (Kohl, Bulletin 15/1998: 170); oder wenn, wie in einer Rede Klaus Kinkels anläßlich der 25 -jährigen VN-Mitgliedschaft der Bundesrepublik, die deutsche Außenpolitik als eine "Politik der Vernetzung und des fairen Ausgleichs der Interessen" bezeichnet wird (Kinkel, Bulletin 62/1998: 797), zumal vernetzt ja nichts anderes bedeutet als multilateral.

Wie wird die multilaterale Einbindung in den Reden begründet? Die aus der Literatur gewonnene Unterscheidung der drei Begründungsmuster ist bei der Analyse hilfreich, wenngleich sie, wie noch zu sehen sein wird, auch an ihre Grenzen stößt. Die erste Gruppe bilden Aussagen mit Begründungen, die auf Normen und Prinzipien rekurrieren oder die Selbstevidenz der Richtigkeit multilateral orientierten Außenpolitik behaupten (Multilateralismus als Habit). Dem stehen Aussagen gegenüber, die die multilaterale Einbindung mit Verweis auf spezifisch deutsche Eigeninteressen begründen, vor allem verbunden mit einem Anspruch oder der Erwartung auf Mitsprache (Multilateralismus als Einflußsicherung). Die dritte Gruppe schließlich bilden Aussagen, die die multilaterale Einbindung als eine für Deutschland vorteilhafte oder gar notwendige vertrauensbildende Maßnahme charakterisieren (Multilateralismus als Vertrauensbildung). Ein Großteil der Aussgen läßt sich gut in dieses einfache Kategoriensystem einordnen.

Multilateralismus als Habit
An vielen Stellen wird multilateral orientierte Außenpolitik als prinzipienorientiertes oder internalisiertes Verhalten ausgewiesen:

Unsere Außenpolitik wendet die Prinzipien des demokratischen Zusammenlebens auf das Verhältnis der Staaten zueinander an - sie bedeutet den Abschied von der Machpolitik der Vergangenheit. (Genscher, Bulletin 83/1988: 787; ähnlich auch: Genscher, Bulletin 124/1988: 1135)

...es ist offenkundig, daß wir Deutschen bei der Überwindung der Trennung unseres Kontinents eine besondere Aufgabe und Verantwortung haben. Wir Deutschen in der Bundesrepublik Deutschland haben durch unsere Mitgliedschaft in der Gemeinschaft der westlichen Demokratien und der Europäischen Gemeinschaft und dem Westlichen Bündnis verantwortlichen Gebrauch gemacht von der am 8. Mai 1945 wiedergewonnenen Freiheit. (Genscher, Bulletin 83/1988: 787)

Die Außenpolitik des vereinten Deutschland ist aus tiefer Überzeugung und historischer Verantwortung eine Politik der Vernetzung und des fairen Ausgleichs der Interessen (Kinkel, Bulletin 62/1998: 797)

Unser Land bekennt sich heute aus tiefster Überzeugung und aus historischer Verantwortung zum friedlichen Interessenausgleich und zum Multilateralismus. (Fischer, Bulletin 57/1999: 595; ähnlich auch Schröder, Bulletin 83/1999: 788)
In Aussagen dieser Art wird multilateral orientierte deutsche Außenpolitik als eine Verpflichtung angesehen: entweder unter Hinweis auf allgemeine Normen, Werte und Prinzipien (Demokratie, Frieden, Gerechtigkeit) oder unter Hinweis auf eine besondere Verantwortung, die Deutschland aufgrund seiner Vergangenheit hat. Mit solchen Aussagen verbunden sind Aussagen, die Multilateralismus und Westbindung als unveränderbaren Kern deutscher Politik oder gar deutscher Identität bezeichnen. Auch hier seien zwei Beispiele genannt:

Nach all unseren historischen Erfahrungen sind die Westbindung und die atlantische Orientierung der Bundesrepublik unveränderliche Bestandteile unserer politischen Existenz. (Scholz, Bulletin 103/1988: 945)

Die europäische Integration hat Deutschland stärker geprägt als wir uns dessen bewußt waren. Heute ist ein souveränes Deutschland mit Europa verwoben, nicht nur politisch und wirtschaftlich, sondern auch in seiner Identität. (Schröder, Bulletin 66/1999: 662)
Ihren stärksten Ausdruck findet diese Position paradoxerweise an den Stellen, an denen auf die Begründung verzichtet und selbstreferentielle Aussagen an ihre Stelle gesetzt werden. Dies zeigt sich in der folgenden Textpassage:

Unser Eintreten für tragfähige multilaterale Strukturen in der EU, der NATO, der OSZE und den Vereinten Nationen gründet auf der Erkenntnis, daß solche Strukturen die beste Rückversicherung gegen Unilateralismus und hegemoniale Bestrebungen sind. (Schröder, Bulletin 83/1999: 786)

Diese Aussage Gerhard Schröders besagt für sich genommen nur, er sei für Multilateralismus, weil dieser das Gegenteil von Unilateralismus ist. Die Internalisierung von Multilateralismus als Wert an sich zeigt sich darin, daß er es nicht mehr für notwendig hält zu begründen, warum Unilateralismus und hegemoniale Bestrebungen grundsätzlich von Übel seien. Die Aussage macht im Grunde nur für ein Publikum Sinn, das diese Werthaltung selbstverständlich teilt.

Multilateralismus als Einflußsicherung
Neben solchen Aussagen finden sich jedoch auch viele, die die multilaterale Orientierung der deutschen Außenpolitik ganz anders begründen, nämlich damit, daß Deutschland damit Mitsprache und Einfluß in der internationalen Politik gewinnt. Typische Beispiele hierfür sind:

Es geht also auch um eine Neubalancierung der Gewichte in der Allianz. Lasten und Risiken im Bündnisbereich, aber auch außerhalb davon müssen entsprechend der Kraft der Bündnispartner in der Intensität ihrer Interessen getragen werden. Wir Europäer legen Wert darauf, daß gemeinsame Verantwortung für die Entscheidungen des Bündnisses auch Mitsprache bei der Entscheidungsfindung bedeutet. (Schäfer, Bulletin 81/1988: 775)

Die Bundesrepublik Deutschland leistet mit der Bundeswehr zur gemeinsamen westlichen Sicherheit einen wichtigen Beitrag. Zur konventionellen Verteidigung leistet sie den mit Abstand bedeutsamsten. Darauf gründet sich unser Gewicht in in der Allianz und unser Anspruch, ihre Politik maßgeblich mitzugestalten. (Genscher, Bulletin 31/1989: 274)

Glaubhafte und wirkungsvolle Interessenvertretung nach außen ist vor diesem Hintergrund [dem der Globalisierung - RB] ebenfalls nur auf europäischer Basis möglich. Die Bundesregierung wird deshalb auch in Zukunft treibende Kraft der Einigung sein. (Schröder, Bulletin 85/1999: 805)
Solche Aussagen stehen nicht im Widerspruch zu den weiter oben aufgeführten, aber die Argumentation für multilaterale Außenpolitik ist eine andere, weil hier entweder direkt der individuelle Nutzen für Deutschland angesprochen oder ein Anspruch auf Einfluß abgeleitet wird. In einem engen Zusammenhang stehen solche Aussagen mit solchen, in denen mit dem Begriff des Interesses, des Eigeninteresses oder des nationalen Interesses operiert wird. Sehr gut wird dies in der folgenden Textpassage aus einer Rede Gerhard Schröders vor der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik in Berlin deutlich:

Dieser Bundesregierung ist gelegentlich vorgeworfen worden, sie würde viel zu viel Wert auf "deutsche Interessen" legen. Ich kann das nicht als Vorwurf verstehen. Außenpolitik ist auch Interessenpolitik. (...) Wie alle unsere Nachbarn haben auch die Deutschen vernünftig verstandene nationale Interessen. Der entscheidende Punkt ist nur der, wie man diese Interessen definiert und wie man sie verfolgt. Letzteres ist besonders wichtig, weil im Zeitalter der Globalisierung niemand Erfolg haben kann und wird, wenn er nur eine strikt nationalstaatliche Politik verfolgt. (...) Deutsche Außenpolitik sollte deshalb eine Politik des "aufgeklärten Eigeninteresses" sein. (Schröder, Bulletin 55/1999: 575)

In der Wendung "vernünftig verstandene nationale Interessen" zeigt sich, daß Gerhard Schröder den Gebrauch des Begriffs der nationalen Interessen nicht für so selbstverständlich und akzeptiert hält, daß er ihn problemlos verwenden könnte. Implizit distanziert er sich damit von unvernünftig verstandenen nationalen Interessen, ohne diese freilich zu explizieren, und er verweist darauf, daß Deutschland sich damit genauso verhält wie seine Nachbarn. Dennoch ist wichtig, daß hier der Begriff des Eigeninteresses verwendet wird und die Ablehnung einer strikt nationalstaatlichen Politik unter Verweis auf eigenen Nutzen anstatt auf allgemeine Prinzipien formuliert wird.

Multilateralismus als Vertrauensbildung
Aussagen, die in die dritte Kategorie fallen, die also die multilaterale Einbindung als vertrauensbildende Maßnahme gegenüber den Nachbarn und Partnern charakterisieren, sind seltener. Dies liegt sicher nicht zuletzt auch daran, daß dieses dritte Begründungsmuster weniger weit gefaßt ist als die beiden ersten. Helmut Kohl hat beispielsweise 1988 in mehreren Reden betont, daß nur die Einbindung in die westlichen Institutionen der Bundesrepublik das Vertrauen und den Spielraum für eine aktive Ostpolitik schafft:

Erreichen wir 1992 den Binnenmarkt, ist der Einigungsprozeß in Europa unumkehrbar. Dazu wollen wir jetzt einen entscheidenden Beitrag leisten. Wir wollen damit auch das Vertrauen, das unsere Partner in unsere Präsidentschaft setzen, rechtfertigen. Wir verbessern damit zugleich alle Voraussetzungen für eine aktive Ostpolitik. Sie befreit unsere Bündnispartner nicht nur von der möglichen Sorge über einen deutschen Sonderweg, sondern wir gewinnen auch ihre Unterstützung. (Kohl, Bulletin 5/1988: 30; ähnlich auch Kohl, Bulletin 24/1988: 1999 und Kohl, Bulletin, 29/1988: 245)

Im Zeitraum 1998 bis 1999 findet sich ebenfalls drei Textpassagen, die unter diese Kategorie gefaßt werden können. Zwei davon entstammen Reden Gerhard Schröders (Schröder, Bulletin 59/1999: 605; Schröder, Bulletin 66/1999: 663), doch am deutlichsten zeigt sich der Argumentationsgang bei Bundesverteidigungsminister Volker Rühe, als dieser in einer Rede auf das wesentlich von ihm initiierte Projekt eines dänisch-deutsch-polnischen Militärverbandes zu sprechen kommt:

Militärische Integration ist Ausdruck besonderen Vertrauens zwischen Verbündeten, die Freunde geworden sind. Was wir im Westen an Integration geleistet haben - etwa mit dem Eurokorps in Straßburg und dem Deutsch-Niederländischen Korps in Münster -, das wollen wir künftig auch im Osten aufbauen. Unser Schwerpunkt ist zunächst Polen. Mit Polen und Dänemark bilden wir ein gemeinsames Korps aus einer dänischen, einer polnischen und einer deutschen Division. (Rühe, Bulletin 33/1998: 399)

Grenzen der Kategorisierung
Es gibt auch eine Reihe von Äußerungen, die sich nicht eindeutig einer der drei Kategorien von Begründungen zuschreiben lassen. Beispielsweise mischen sich mitunter Hinweise auf Eigeninteressen und solche auf Prinzipien oder Fremderwartungen, wie im folgenden Beispiel, das einer Rede Rudolf Scharpings entstammt:

Deutschland leistet im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme seinen Beitrag entsprechend seinem internationalen Gewicht. Es entspricht unseren nationalen Interessen und den Erwartungen der internationalen Gemeinschaft, daß dies auch so bleibt. (Scharping, Bulletin 56/1999: 583)

Scharping bedient sich einerseits des Begriffs "Gewicht", eines von vielen Rednern benutzten und nur mäßig camouflierten Synonyms für Macht oder Einfluß, und er verweist explizit auf nationale Interessen. Zugleich hält er es aber offensichtlich auch für selbstverständlich, daß die Bundesrepublik den Erwartungen der internationalen Gemeinschaft entsprechen soll. Es ist allerdings weder verwunderlich noch problematisch, daß solche gewissermaßen hybriden Textstellen auftauchen. Erstens besteht zwischen prinzipien- und interessenorientierter Argumentation grundsätzlich überhaupt kein Widerspruch. Die beiden können sich sogar sehr gut ergänzen. Wenn eine Norm oder ein Wert internalisiert worden sind, sorgen sie dafür, daß sich die Interessendefinition des Akteurs entsprechend anpaßt. Zweitens ist diese Unterscheidung zwar sicherlich für akademische Zwecke heuristisch sinnvoll, aber es handelt sich dennoch um eine "akademische" Unterscheidung, der politische Praktiker/innen oft nicht die gleiche Bedeutung beimessen werden wie politikwissenschaftliche Theoretiker/innen. Gleichwohl halte ich es für eine wichtige Beobachtung, daß sich sehr unterschiedliche Begründungen für außenpolitischen Multilateralismus nicht nur bei einzelnen Rednern, nicht nur in einzelnen Reden, sondern auch in einzelnen Redepassagen mischen und ergänzen. Dies zeigt, daß die Frage nach den Begründungsmustern im außenpolitischen Multilateralismus-Diskurs im Stile eines "entweder-oder" nicht angemessen beantwortet werden kann. Es bedeutet jedoch nicht, daß nicht etwaigen Verschiebungen in diesen Begründungsmustern nachgegangen werden kann. Dies soll im folgenden Abschnitt geschehen.

3.2. 
Verschiebungen bei den Begründungsmustern
Stellt man die Textpassagen, die Argumente und Begründungen für die multilaterale Orientierung von Deutschlands Außenpolitik enthalten, der Jahre 1988 und 1989 denen der Jahre 1998 und 1999 gegenüber, so wird vor allem eines deutlich: in den beiden untersuchten Jahren nach der Vereinigung haben Aussagen, die auf deutsches Eigeninteresse, verbunden mit dem Verweis auf Einfluß, verweisen, gegenüber den beiden früheren Jahren deutlich zugenommen. Bei den beiden anderen Kategorien blieb die absolute Zahl der jeweil gefundenen Textstellen hingegen weitgehend gleich. Der Wert von Quantifizierungen darf hierbei nicht überschätzt werden, sie können aber doch helfen, diese Aussage zu veranschaulichen. In Kategorie "Multilateralismus als Vertrauensbildung" fielen in beiden Zeiträumen jeweils drei Textpassagen, und in der Kategorie "Multilateralismus als Habit" bleibt die Zahl mit 14 (1998-99) gegenüber 13 (1988-89) Textstellen ebenfalls praktisch gleich. Eindeutig in die Kategorie "Multilateralismus als Einflußsicherung" fielen in den beiden Jahren vor der Vereinigung hingegen nur vier Äußerungen (ergänzt durch drei weitere, die sowohl solche als auch prinzipien- und werteorientierte Elemente enthielten). In den beiden Jahren eine Dekade später liegt die Zahl hier jedoch bei 20. Äußerungen, die auf ein spezifisches deutsches Eigeninteresse verweisen und in denen mit Begriffen wie nationalem Interesse oder deutschem Einfluß operiert wird, bilden hier also die absolute Mehrzahl aller einschlägigen Äußerungen, während sie in den beiden Jahren vor der Vereinigung nur im Ausnahmefall zu finden waren.

Die Rede von der wirkungsvollen Interessenvertretung, von der Einflußnahme und vom gewachsenen deutschen Gewicht findet sich bei Vertretern beider Bundesregierungen -- sowohl der christlich-liberalen Regierung Kohl/Kinkel als auch der rot-grünen Regierung Schröder-Fischer. Am häufigsten sind derartige Passagen aber in Reden Gerhard Schröders und Rudolf Scharpings, die wiederholt den deutschen Wunsch nach oder gar Anspruch auf politische Gestaltung in der internationalen Politik äußern, und die betonen, daß Deutschland dafür auch einen entsprechenden Beitrag liefern müsse:

Zur Wahrung inernationaler Handlungsfähigkeit, Glaubwürdigkeit und Einflußnahme reicht es auf Dauer nicht aus, eine außenpolitisch gestaltende Rolle für Frieden, Freiheit und Menschenrechte zu beanspruchen. Man muß auch bereit sein, die dafür notwendigen Mittel bereitzustellen. (Scharping, Bulletin 56/1999: 588)

Da aus dem Kontext dieser Äußerung klar hervorgeht, daß Scharping unter Mittel militärische Mittel versteht, bedeutet dies, daß er eine Stärkung der deutschen Militärkapazitäten mit dem expliziten Ziel fordert, damit mehr internationalen Einfluß zu gewinnen. 

Verstärkt findet sich auch der Topos, daß der Gewinn von Einfluß oder Handlungsfähigkeit zwar gefordert, doch zugleich auf die Europäische Union übertragen wird. In solchen Textpassagen wird dann eine Stärkung der EU gefordert, damit diese deutsche und europäische Interessen weltweit wirkungsvoller vertreten kann:

Gerade der Kosovo-Konflikt hat gezeigt: In europäischen Krisen muß Europa politisch und militärisch handlungsfähiger werden, um gleichberechtigt Einfluß nehmen zu können. (Scharping, Bulletin 56/1999: 584)

Nur Europa verfügt über die "kritische Masse", um die globalen Entwicklungen spürbar beeinflussen zu können. Nur in und mit Europa können wir Deutschen unsere Interessen zur Geltung bringen. Allen Europa-Skeptikern sage ich deshalb: In der multipolaren Welt brauchen wir nicht weniger, sondern mehr Europa. (Kinkel, Bulletin 51/1998: 659)
Klaus Kinkel bedient sich in der eben zitierten Passage interessanterweise auch des realistischen Konzepts der Polarität. Da Deutschland allein kein wichtiger Machtpol werden kann, so könnte man seine Aussage paraphrasieren, müsse es sich eben verstärkt mit den EU-Partnern zusammentun.

Gleichzeitig mit der Zunahme derartiger Begründungen bleiben jedoch andere, etwa auf Werte und Prinzipien rekurrierende Begründungen weiterhin präsent. Es handelt sich um eine graduelle Verschiebung in den Gewichtungen, die dennoch bemerkenswert ist. Im Rahmen dieses Beitrages kann der Prozeß dieser Verschiebung nicht nachgezeichnet werden, noch ist es gar möglich, eine umfassendere Erklärung dafür anzubieten. Ein wichtiges Element in diesem Prozeß liegt aber in der Verwendung bestimmter Begriffe im Diskurs, die ich als Schlüsselbegriffe bezeichnen möchte. Im folgenden Abschnitt möchte ich mich einigen solcher Schlüsselbegriffe widmen.

3.3. 
Schlüsselbegriffe im Diskurs: Interesse und Verantwortung
Die zweite zentrale These, der in diesem Beitrag nachgegangen wird, lautet, daß diese Diskursverschiebungen eingewoben sind in eine Kontinuitätsrhetorik, die es mitunter schwer macht, die Veränderungen sofort zu sehen. Ein wesentliches Element der Verschiebung in einem Diskurs wie die hier skizzierte liegt in diesem Zusammenhang in Veränderungen bei zentralen Begriffen, die in diesem Diskurs verwendet werden. Dies betrifft sowohl das Auftauchen neuer, bislang nicht oder kaum verwendeter Begriffe als auch die Verwendung etablierter Begriffe mit einem veränderten Bedeutungsgehalt. In beiden Fällen geht es, zumindest hier im deutschen Multilateralismus-Diskurs, jedoch nicht um einen abrupten Wechsel im Sprachgebrauch. Die sprachlichen "Innovationen", durch die die Diskursverschiebung gekennzeichnet ist, sind in aller Regel anschlußfähig an den bisherigen Diskurs. Ich möchte dies an zwei Beispielen aus dem deutschen Multilateralismus-Diskurs illustrieren: dem Begriff des Eigeninteresses, der 1988/89 vollständig fehlt und zehn Jahre später wiederholt verwendet wird, um die multilaterale Einbindung Deutschlands zu begründen; und dem Begriff der Verantwortung, eines Lieblingsbegriffes vieler Redner, der freilich 1998/99 meist mit deutlich anderer Bedeutung benutzt wird als ein Jahrzehnt zuvor.

In den Reden der beiden früheren Bulletin-Jahrgänge taucht der Begriff des Eigeninteresses überhaupt nicht und selbst der des Interesses nur in Ausnahmefällen auf: einmal in einer etwas tautologischen Aussage Genschers über die Europäische Politische Zusammenarbeit und einmal in einer Aussage Kohls über Deutschland und Frankreich als dem Kern einer Europäischen Union:

In der EPZ, dem Kernstück der heranwachsenden gemeinsamen europäischen Außenpolitik,geht es um die Festigung der EPZ als zentralem Instrument außenpolitischer Interessenwahrnehmung, es geht um die außenpolitische Identität Europas. (Genscher, Bulletin 9/1988: 65)

Deutsche und Franzosen müssen gemeinsam den Kern einer Europäischen Union bilden - einer Union, die sich nicht einfach als gemeinsamer Markt begreift, sondern als Gemeinschaft von Werten einer freiheitlichen, rechts- und sozialstaatlichen Demokratie. Wir müssen fähig sein, unsere Interessen in immer stärkerem Maße zu bündeln und als Gemeinschaft des Handelns aufzutreten. (Kohl, Bulletin 11/1988: 81)
Eine Dekade später jedoch wird an vielen Stellen mit dem Interessensbegriff hantiert, wie etwa in den folgenden Beispielen:

Unser Engagement [bei der Integration der östlichen Nachbarn in die NATO - RB] beruht auch auf einem wohlverstandenen deutschen Eigeninteresse. (Rühe, Bulletin 33/1998: 399)

Nur in und mit Europa können wir Deutschen unsere Interessen zur Geltung bringen. (Kinkel, Bulletin 51/1998: 659)

Deutsche Außenpolitik war und ist, genauso wie die Politik unserer Partner, eine in der EU und dem Nordatlantischen Bündnis eingebettete, gleichsam "aufgeklärte" Interessenpolitik. (Schröder, Bulletin 83/1999: 782)
Der Unterschied liegt nicht darin, daß die deutsche Außenpolitik 1988/89 keine Interessen verfolgt hätte oder daß Kohl und Genscher gar bewußt entgegen deutscher Interessen gehandelt hätten. Ein Rekurs auf den Egoismus, der mit der Verwendung des Begriffs "Eigeninteresse" impliziert wird, vertrug sich aber offenbar nicht mit dem Selbstbild einer prinzipien- und werteorientierten und die Verantwortung vor der eigenen Geschichte betonenden bundesdeutschen Außenpolitik. Es ist auch wichtig zu betonen, daß es den Rednern 1998/99 gelungen ist, zwischen dem Begriff des Eigeninteresses und diesem ja noch immer vorhandenen Selbstbild eine Brücke zu schlagen. Am deutlichsten wird dies in einer Passage aus Gerhard Schröders DGAP-Rede, die sich an die bereits weiter oben (S. 15-16) zitierte Passage anschließt:

Ich verstehe deshalb deutsche Außenpolitik heute als eine Politik in und mit Europa. Das ist auch ein Auftrag aus der deutschen Geschichte, aber nicht nur das: Es ist auch eine Verpflichtung der Gegenwart und der Zukunft. Die Zeit des deutschen "Sonderweges" und seiner verhängnisvollen Folgen ist nicht nur wegen der Integration Deutschlands in Europa, sondern auch wegen fortgeschrittener Erkenntnis bei den Deutschen und bei den Nachbarn ein für alle Mal vorbei. 

Deutsche Außenpolitik sollte deshalb eine Politik des "aufgeklärten Eigeninteresses" sein. (...) Da die deutsche Souveränität jahrzehntelang eingeschränkt war, hat die Bundesrepublik diese Politik eines "aufgeklärten Eigeninteresses" vielleicht besser als manch anderes Land gelernt, ja, lernen müssen. (Schröder, Bulletin 55/1999: 575-576)
Schröder verwendet hier Topoi, die gut aus einer Rede Genschers stammen könnten, wie den Auftrag aus der Geschichte, die daraus erwachsende Verpflichtung und die Absage an Sonderwege. Er verbindet diese allerdings mit seinem Begriff des aufgeklärten Eigeninteresses, zu dem er in der Rede auch ausführt: "Man soll seine eigenen Interessen nicht leugnen, und man soll sie auch zu Gehör bringen" (ebd.: 575).
 Dies unterscheidet sich wesentlich von Genschers oder auch Kohls Vorgehensweise, die Interessen gerade nicht explizit formulierten noch gar lauthals zu Gehör brachten. Schröder kritisiert hier die Genschersche Strategie, Interessen zu verfolgen, ohne sie je klar zu explizieren. Gleichzeitig behauptet er, die Bundesrepublik hätte seit jeher eine Politik des aufgeklärten Eigeninteresses betrieben. Er propagiert also einen neuen Stil der Interessenformulierung und -vertretung und schafft es zugleich, diesen Stil als Kontinuität bundesdeutscher Außenpolitik zu präsentieren.

Ein zweites wichtiges Beispiel, wie Ideenwandel im Diskurs bei scheinbarer weitgehender sprachlicher Kontinuität vollzogen wird, ist die Bedeutungsverschiebung des Begriffes der Verantwortung. In den Reden aus den 1980er Jahren ist Verantwortung einer der Lieblingsbegriffe der Redner, vor allem Hans-Dietrich Genschers. Die vorherrschende Verwendungsweise dieses Begriffes war, von einer deutschen Verantwortung entweder vor der deutschen Geschichte, für die Überwindung der Teilung in Europa oder ganz allgemein für Frieden und Freiheit zu sprechen. Hier seien nur einige Beispiele genannt:

Der gemeinsamen Verantwortung für den Frieden stellen sich die Deutschen in beiden deutschen Staaten. (...) Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg, sondern soll nurmehr Frieden ausgehen. Diese Verantwortungsgemeinschaft aller Deutschen dient allen Europäern. (Genscher, Bulletin 75/1988: 723)

Wir wollen als Mitglied der Gemeinschaft der Europäischen Demokratie und des Westlichen Bündnisses auch gegenüber unseren östlichen Nachbarvölkern der Verantwortung gerecht werden, die sich auch unserer Geschichte ergibt. (Genscher, Bulletin 83/1988: 787) 

Deutsches Schicksal war immer auch europäisches Schicksal. Hier wird der Kern unserer europäischen Bestimmung deutlich, und damit auch das Ausmaß unserer Verantwortung. Ich sage V e r a n t w o r t u n g  - nicht Macht. (Genscher, Bulletin 124/1988: 1132)
Daneben existierte bereits eine zweite Bedeutung des Begriffes, die auf eine gewachsene deutsche (Mit-)Verantwortung in der internationalen Politik hinwies. In dieser Form wurde der Begriff aber nur an wenigen Stellen und nur von den Bundesverteidigungsministern Scholz und Stoltenberg verwendet, blieb also vergleichsweise marginal:

Die Bundesrepublik Deutschland besitzt großes internationales Gewicht, und das hat zu Recht eine große internationale Mitverantwortung zur Folge. (Scholz, Bulletin 103/1988: 945)

Unsere Sicherheitspolitik ist immer auch Weltpolitik. Die Veränderungen im Ost-West-Verhältnis lassen die zunehmende globale Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland in den Vordergrund rücken. (Stoltenberg, Bulletin 93/1989: 813)

Ein Jahrzehnt später hat sich die Gewichtung umgekehrt. Die Forderung, Deutschland müsse mehr Verantwortung übernehmen und stehe aufgrund seines größeren Gewichts in globaler Verantwortung, ist nun dominant. "Verantwortung übernehmen" bedeutet nun meist einen deutschen Zuwachs an politischem Einfluß oder einen Zuwachs an deutschen Militärkapazitäten sowie die Bereitschaft zu deren Einsatz:

...sollte allerdings der Kreis der Ständigen Mitglieder [des VN-Sicherheitsrates -- RB] vergrößert werden, dann stünde Deutschland auch bereit, im Sicherheitsrat Verantwortung zu übernehmen. (Schröder, Bulletin 55/1999: 577)

Wenn Deutschland seine Verantwortung innerhalb der Staatengemeinschaft wahrnehmen will, wird die Bundeswehr in der Zukunft einen wesentlichen und hochwertigen Beitrag zu Friedensmissionen leisten müssen. (Scharping, Bulletin 56/1999: 584)
Diese Bedeutung von "Verantwortung" steht in mancher Hinsicht diametral derjenigen gegenüber, die Genscher zumeist gemeint hatte. Genscher kontrastierte Verantwortungspolitik mit der Machtpolitik alten Stils, die Deutschland und Europa nur ins Verderben gestürzt hatte. Die Machtpolitik ist hier die wenig verantwortliche, von der sich die Außenpolitik der Regierung Kohl/Genscher abhebt. Mit der Forderung, das vereinte Deutschland müsse mehr Verantwortung übernehmen, wird hingegen ein anderer Kontrast gezogen. Hier ist die Zurückhaltung, die die alte Bundesrepublik übte, etwa unter der Regierung Kohl/Genscher, die vergleichsweise wenig verantwortliche Politik, von der deutsche Außenpolitik sich nun abheben müsse, indem die Bundesrepublik mehr internationale Verantwortung übernimmt.
 Damit wird der Gegensatz von Verantwortung und Macht aufgegeben, den Genscher stets so hervorgehoben hatte. "Verantwortung übernehmen" wird zu einem Synomym für "Einfluß ausüben" oder "an militärischen Einsätzen teilnehmen" und rangiert in seiner Bedeutung daher nahe an "Macht ausüben" (vgl. dazu auch Baumann/Hellmann 2001: 71-72).

In diesem Bedeutungswandel des Begriffes "Verantwortung" spiegeln sich in nuce die Verschiebungen innerhalb des Multilateralismus-Diskurses wider. Zugleich spricht viel dafür, daß derartige Bedeutungswandel von Schlüsselbegriffen auch ganz wesentlich sind, um solche Diskursverschiebungen herbeizuführen. Dies gilt in besonderem Maße in Fällen wie dem hier vorliegenden, in denen an der Oberfläche und sicher auch zu einem wesentlichen Teil in der Substanz Kontinuität herrscht und auch vermittelt werden soll. Die Veränderungen, die Neubewertungen müssen argumentativ anschlußfähig an den bisherigen Diskurs sein. Die schrittweise Umdeutung wichtiger Begriffe, bei der die bisher dominante Bedeutung durchaus parallel bestehen bleiben kann, ist ein wichtiges Element, um dem Neuen - im Gewande des Alten - Legitimität zu verleihen.

4. 
Schlußfolgerungen
In diesem Beitrag habe ich mit qualitativen inhaltsanalytischen Methoden einen Ausschnitt des bundesdeutschen Regierungsdiskurses über den außenpolitischen Multilateralismus Deutschlands untersucht. Die Untersuchung zeigt zunächst, daß die Deutschlands Einbindung in multilaterale Institutionen von allen Regierungsvertretern sowohl vor als auch nach der Vereinigung positiv bewertet wurde. Dies entspricht den Beobachtungen der Forschungsarbeiten der letzten Jahre, die im Multilateralismus der deutschen Außenpolitik eine Kontinuitätslinie über die deutsche Vereinigung hinweg sehen.

Die Analyse der Regierungsreden belegt aber vor allem, daß es im deutschen Regierungsdiskurs über den außenpolitischen Multilateralismus Verschiebungen gegeben hat, die in den meisten Forschungsarbeiten über Deutschlands (neue) Außenpolitik unberücksichtigt oder gar unbemerkt bleiben. Zwar finden sich in den Reden beider Zeitperioden unterschiedliche Muster von Begründungen für die multilaterale Orientierung der bundesdeutschen Außenpolitik. Sie lassen sich in drei Gruppen einteilen: Multilateralismus als kulturell bedingter und kaum hinterfragter Habit, der vor allem auf auf Normen und Werte rekurriert; Multilateralismus als Strategie der Einflußsicherung, bei der nationale Interessen betont werden; und Multilateralismus als vertrauensbildende Maßnahme, die historisch bedingtes Mißtrauen abbauen und deutsche Handlungsspielräume dadurch erweitern soll. Während Textaussagen, die sich der ersten oder der dritten Gruppe (Habit oder Vertrauensbildung) zuordnen lassen, jedoch in beiden Untersuchungszeiträumen in gleichbleibender Frequenz in den Reden auftreten, hat die Begründung des deutschen Multilateralismus mit den Möglichkeiten zur Einflußsicherung und Wahrung nationaler Interessen, die eine multilaterale Orientierung der Außenpolitik bietet, im Zeitraum nach der Vereinigung dramatisch zugenommen. Dieses Begründungsmuster ist im Zeitraum 1998 bis 1999 das am häufigsten in den Reden erscheinende, während es zehn Jahre vorher nur in sehr wenigen Textpassagen der untersuchten Reden durchschien.

Bei der hier identifizierten Diskursverschiebung spielen bestimmte Begriffe, die man als Schlüsselbegriffe bezeichnen kann, eine wichtige Rolle. Im Zuge des Zuwachses einflußbasierter Begründungen erhalten zum einen Begriffe Bedeutung, die zuvor im Diskurs nicht oder allenfalls am Rande auftraten. Der Begriff des nationalen Interesses ist ein Beispiel für einen solchen Begriff. Zum anderen aber werden auch etablierte, seit jeher im Diskurs geläufige Begriffe mit einem anderen Bedeutungsinhalt versehen. Dies ermöglicht es den Rednern, auf den Traditionsbestand deutscher Außenpolitik zu verweisen und die Übereinstimmung ihrer Argumentation mit ihm zu reklamieren, zugleich aber auch diesen Traditionsbestand in ihrem eigenen Sinne umzudeuten. Am Begriff der Verantwortung spiegelt sich dies am besten wider: Verantwortungspolitik in dem vor allem von Hans-Dietrich Genscher gebrauchten Sinne meinte, daß Deutschland fest eingebettet in multilaterale Institutionen mit seinen Partnern kooperiert und somit der alten Machtpolitik den Rücken kehrt. Nach der Vereinigung wird hingegen von vielen Rednern betont, Deutschland müsse nun mehr Verantwortung übernehmen und damit vermehrt Einfluß ausüben und militärische Mittel in der Außenpolitik einsetzen.

Abschließend möchte ich betonen, daß ich Veränderungen im Diskurs wie die hier festgestellten sowohl in empirischer als auch in theoretischer Hinsicht für bedeutsam halte. Zum einen geben sie einen möglicherweise einen Hinweis darauf, wie stabil der deutsche Multilateralismus in den nächsten Jahren und Jahrzehnten sein wird. Vereinfacht gesagt ist ein internalisierter, gar nicht mehr hinterfragter und im wesentlich auf allgemeine Prinzipien rekurrierender Multilateralismus wahrscheinlich stabiler als ein Multilateralismus, der auf dem Verweis auf nationale Interessen und die Sicherung nationalen Einflusses aufbaut. Von der These "Wir treten für Deutschlands multilaterale Einbindung ein, weil dies unseren nationalen Interessen dient", ist es nur ein Schritt zu der Aussage "Wir treten für Deutschlands multilaterale Einbindung ein, wenn dies unseren nationalen Interessen dient". Ein nur noch selektiver, stärker bargaining-orientierter Multilateralismus ist damit zwar nicht zwangsläufig vorgezeichnet, ihm wird aber diskursiv zumindest der Boden bereitet -- selbst dann, wenn dies gar nicht die Absicht der Redner sein sollte.

In theoretischer Hinsicht geben die Tendenzergebnisse dieses Beitrages einen Hinweis darauf, daß die konstruktivistisch geprägte IB- und hier vor allem die Außenpolitikforschung sich stärker Prozessen der Reproduktion und Veränderung von Identitäten zuwenden sollte. Identitätswandel wurde bisher vor allem als eine Folge einmaliger, einschneidender Veränderungen gedacht: im Falle Deutschlands (oder auch Japans; vgl. Berger 1996; 1998) etwa, als mit dem Verlust des Zweiten Weltkriegs Militarismus und Weltmachtstreben ihren völligen Bankrott erklären mußten. Nimmt man jedoch die Annahme ernst, daß Identität ein ideelles und in diskursiven Prozessen entstehendes Konstrukt ist, dann sollte gerade die gewissermaßen alltägliche Fortentwicklung von Identitäten und ihre dabei mögliche graduelle Veränderung die Aufmerksamkeit von Konstruktivist/innen auf sich ziehen. Der außenpolitische Multilateralismus Deutschlands, der gemeinhin als ein Exempel für die kontinuitätsstiftende Wirkung nationaler Identität oder politischer Kultur gilt, ist dafür ein vielversprechender Untersuchungsgegenstand.
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�	Ich danke Iris d'Orville für wissenschaftliche Hilfsdienste und Heike Brabandt, Horst Hegmann, Gunther Hellmann, Cornelia Ulbert und Christoph Weller für konstruktive Kritik an einer früheren Fassung dieses Beitrages.


�	Hier sticht die Studie von John Duffield (1998; vgl. auch Duffield 1994; Duffield 1999) hervor. Vgl. ferner Baumann 2001; Berger 1996; Berger 1998; Giessmann 1999; Harnisch 2001; Hellmann 1997; Hyde-Price 1998; Sauder 1995.


�	Die Europapolitik ist der Bereich deutscher Außenpolitik, für den zumindest einige Autoren/innen noch am ehesten Tendenzen eines deutschen Strebens nach unilateralem Handlungsspielraum feststellen (Deubner 1995; Frenkler 2001; Janning 1996). Dennoch herrscht auch hier die Einschätzung vor, daß das vereinte Deutschland an seiner starken Bereitschaft festgehalten hat, sich in die multilateralen Strukturen der EU einzubinden (Anderson 1999; Bulmer/Jeffery/Paterson 1998; Katzenstein 1997; Kohler-Koch 1998; Paterson 1996; Wagner 2001).


�	Vgl. Knapp 1999.


�	Vgl. Banchoff 1999a; 1999b; Berger 1996; 1998; Duffield 1998; 1999; Goetz 1996; Hampton 1999; Katzenstein 1997; Risse 1999. Ein mit nationaler Identität verwandtes Konzept ist das der sozialen Rolle. Hanns Maull und seine Trierer Kolleg(inn)en haben in diesem Zusammenhang Deutschlands Außenpolitik als die einer Zivilmacht charakterisiert. (vgl. Harnisch 2001; Harnisch/Maull 2001; Kirste 1998; Kirste/Maull 1998; Maull 1990; 1992).


�	Duffield zitiert in diesem Zusammenhang Aussagen von Josef Joffe, wonach der außenpolitische Multilateralismus in Deutschland zu so etwas wie einem ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz geworden sei (SZ, 28. März 1992: 4, zit. Duffield 1998: 65, Fußn. 66) und von Wolfgang Schlör, der von einem instinktiven Multilateralismus der Deutschen spricht (Schlör 1993: 6-7).


�	Dieses Argument wird auch von anderen Autor(inn)en an einzelnen Stellen genannt (Davis 1998: 88; Duffield 1998: 65; Müller 1992: 132; Peters 1992: 54-57), ohne jedoch systematischer entwickelt zu werden. Es weist deutliche Berührungspunkte mit konstruktivistischen Argumentationslinien auf. Zwar wird dabei mit dem Begriff des Interesses operiert, der Begriff wird dabei aber eher konstruktivistisch als rationalistisch konzeptualisiert.


�	Vgl. für die Außenpolitikanalyse Larsen 1997, Bach 1999, Diez 1999.


�	Bach spricht meist nicht von discourse, sondern von narrative. Allerdings meint er mit narrative so etwas wie einen Diskursstrang oder eine Diskursformation (in seiner Analyse der Debatte über die deutsche Identität nach der Vereinigung unterscheidet er z.B. eine normalist narrative und eine liberal narrative).


�	Für eine umfassende methodische Kritik an der Art der Anwendung in den Internationalen Beziehungen, vgl. Miliken 1999.


�	An anderer Stelle wird Schröder noch deutlicher: "Nun glauben wir tatsächlich nicht, daß die erfolgreichsten Töne die leisesten sind. Uns geht es um die ehrlichen Töne." (Schröder, Bulletin 66/1999: 663)


�	Wolfram Wette hat gezeigt, daß es beim Begriff des Sonderweges ähnliche Ansätze einer Umdeutung gegeben hat (Wette 1996).


�	Bei den hier angeführten Reden handelt es sich nicht um alle 47 Reden, die in dem in Kapitel 3 beschriebenen Verfahren ausgewählt wurden, sondern nur um diejenigen, die in diesem Beitrag zitiert werden.





